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1. Einleitung 

Am 2. Oktober jährt sich zum fünfzigsten Mal der Todestag 

von René Marcic, der so völlig überraschend mit seiner Frau 

(und Mitarbeiterin) Blanka auf der letzten Etappe ihrer 

Heimreise von einem Forschungsaufenthalt in Australien 

durch einen Flugzeugabsturz über Belgien aus dem Leben 

gerissen wurde. Marcic, geboren 1919 in Wien, war nach der 

frühen Trennung seiner Eltern beim Vater, einem ehemaligen 

k. u. k. Offizier und Kunstmaler in Dalmatien aufgewachsen. 

Er wurde im dortigen Bildungssystem von der Volksschule 

bis zur Promotion in Zagreb im Februar 1942 sozialisiert. 

Seine Schul-Prüfungen habe er alle mit „vorzüglichster 

 
* Beitrag von Seiten des Fachbereichs Politikwissenschaft mit dem 

Versuch einer Positionierung von und gegenüber der komplexen und 

vielseitigen Persönlichkeit des Gründervaters René Marcic, verfasst 

durch Skuhra (2007-2009, i.R.) und Heinisch (seit 2009). Nachdem 

die Gründung der Salzburger Politikwissenschaft untrennbar mit der 

Wiedererrichtung der Universität und ihrem Reformprofil verbunden 

ist, stand das Wirken von Marcic bezüglich dieser beiden Aspekte im 

Vordergrund. Aufgrund der Konzeption des Gedenkbandes war nur 

ein Beitrag mit einzelnen Verweisen oder Belegen vorgesehen. Eine 

ausführlichere Version soll folgen (AS). 
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Auszeichnung“ absolviert, Marcic hatte einen gewissen Hang 

zur Übertreibung. Ebenfalls mit Auszeichnung absolvierte er 

seine Hochschulexamina.1 Allerdings gab es regelmäßige 

Ferienbesuche bei der deutschsprachigen mütterlichen 

Verwandtschaft. Nach der Promotion studierte er mit einem 

Stipendium in Wien, da er eine wissenschaftliche Laufbahn 

anstrebte. Fallweise nach der Promotion, dann vom Februar 

bis Juni 1943 war er gleichzeitig im Kulturreferat des 

Generalkonsulats des faschistischen kroatischen Staates 

(NDH) in Wien tätig. Anschließend wurde er zu einer 

militärischen Grundausbildung bei Zagreb eingezogen. Von 

September 1943 bis Juli 1944 war er in der Zivilverwaltung 

Dalmatiens als erster Sekretär von Gouverneur Bruno 

Nardelli, dann von Dezember 1944 bis April 1945 als 

Pressereferent wieder im NDH-Generalkonsulat Wien 

beschäftigt. Angesichts des Vormarsches der Roten Armee 

verlagerte sich dieses ins Salzburger Land und löste sich dort 

auf. Am Ende des Krieges befand sich Marcic mit seiner Frau 

unter vielen Flüchtlingen in St. Gilgen, wo er versuchte Fuß 

zu fassen.  

 

2. Nachkriegszeit 

Zufällig ergab sich die Möglichkeit, mit Hilfe seines Freundes 

und Studienkollegen Stjepan Tomicic alias Alfons Dalma, der 

 
1 Siehe seinen Lebenslauf vom 10. Mai 1947 aus Anlass seines 

Antrages auf österreichische Staatsbürgerschaft, S. 1 (Universität 
Salzburg, Personalabteilung, Personalakt Marcic). Allgemein zum 
Vergleich der Lebenslauf von 1957 anlässlich seines Antrages auf 
Habilitation an der Universität Wien sowie von 1963 im 
Zusammenhang mit seiner Berufung an die Universität Salzburg (die 

beiden letzteren im Archiv der Republik, Bundesministerium für 
Unterricht, Personalakt Marcic).  
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ebenfalls in Salzburg gestrandet war, bei den Salzburger 

Nachrichten (SN) journalistisch tätig zu werden. Wie er in 

seinem Lebenslauf hervorhob, war für seine Anstellung 

entscheidend ein Artikel, sein erster, den er am 22. Mai 1946 

in den SN auf S. 1+2 zu „Grundideen eines 

Kriegsverbrecherrechtes“ publizierte. Anlass war der Beginn 

des ersten Kriegsverbrecherprozesses am Salzburger 

Landesgericht vor einem amerikanischen Militärgerichtshof. 

Der Grundgedanke ist, dass das bisherige „positivistische“ 

Recht ein Irrtum ist, weil es ein ausschließlich auf einen 

Einzelstaat bezogenes Recht ist. Wenn es aber um 

Menschlichkeit und Menschenwürde sowie Verbrechen 

dagegen im Laufe eines Krieges geht, ist eine Rückkehr zu 

einem allgemeinen, übernationalen Naturrecht erforderlich. 

Der wohlformulierte und schlüssige Artikel endet mit der 

Feststellung, dass „heute der führende Mann der stärksten 

Demokratie [gemeint ist Präsident F.D. Roosevelt, AS] immer 

wieder das Naturrecht als die Grundlage“ hervorhebt und 

dass als „Krönung … die Großmächte jetzt diese Aufgabe“ des 

Schutzes der Menschlichkeit und Menschenwürde an die 

„UNO“ übertragen zur „praktischen Promulgierung … des 

Naturrechts“. So wird die langjährige Betonung des 

Naturrechts im Sinne der katholischen Naturrechtslehre 

durch Marcic sowie seine Verurteilung eines relativistischen 

Rechtspositivismus verständlich (was aber nicht mit Kelsens 

Position gleichzusetzen ist). Dass hier ein Mitglied der 

Redaktion eine Brücke zwischen Rechtsphilosophie, 

katholisch-theologischer Lehre und der Möglichkeit der 

juristischen Einordnung von Kriegs- (und auch NS-

)Verbrechen zu schlagen in der Lage war, war für 

Herausgeber und Chefredakteur Gustav A. Canaval 

verständlicherweise willkommen.  
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Es war vorgesehen, dass Marcic die Bereiche 

Gerichtssaalreportage, Kultur, Entnazifizierung (auch 

Beratung ehemaliger „minderbelasteter Nazis“ und 

„Mitläufer“, jedoch nicht jener, die „Schuld auf sich geladen 

hatten“) und Hebung allgemeiner juristischer Kenntnisse 

behandelte. Anfang 1949 erhielt er, befürwortet von BK 

Leopold Figl und der Gewerkschaft Sektion Journalisten, die 

österreichische Staatsbürgerschaft, bald auch seine Frau. 

Die allgemeine Situation der Salzburger Zeitungen und der 

SN nach 1945, der Aufbau einer demokratischen 

Öffentlichkeit und die kritische Bewältigung der 

Vergangenheit ist ein eigenes Thema, das über die 

Fragestellung dieses Beitrages hinaus geht und zu dem es 

mittlerweile eine Reihe von detaillierten Untersuchungen von 

Göllner, Rathkolb, Pinwinkler, Hanisch, Dachs u.a. gibt, auf 

die verwiesen werden kann.2 Hier seien nur einige Aspekte 

zur kurzen Skizzierung angegeben: In den Jahren nach 1945 

herrschte allgemeine Papierknappheit, die Parteien hatten 

 
2 Göllner, Siegfried: Zwischen „berührender Versöhnlichkeit“ und 

„Nazi-Propaganda“ – Journalismus im Nachkriegs-Salzburg, in: 
Pinwinkler, Alexander/Weidenholzer, Thomas (Hg.): Schweigen und 
erinnern. Das Problem Nationalsozialismus nach 1945, Salzburg: 
(Schriftenreihe des Archivs der Stadt Salzburg: Die Stadt Salzburg 
im Nationalsozialismus, Bd. 7) 2016, 266-311, zu Marcic 284-287;  

Rathkolb, Oliver: Die paradoxe Republik. Österreich 1945 bis 2015, 
Wien: Zsolnay 20152, zur Salzburger Mediensituation nach 1945 
besonders S. 246-249;  

Hanisch, Ernst: Schweigen und erinnern. Das Problem 
Nationalsozialismus nach 1945 (Einleitung) sowie: Der politische 
Diskurs über den Nationalsozialismus in den langen 1950er Jahren, 
in: Pinwinkler, A./Weidenholzer, Th. (Hg.): s.o., Salzburg 2016, S. 7-
21 und S. 220-245; siehe auch:  

Dachs, Herbert: Die Entnazifizierung in der Salzburger Presse, in: 

Weinzierl, Erika/ K. Stadler (Hg.), Justiz und Zeitgeschichte, Wien 
1977, S. 227-247  
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sich für ihre Zeitungen gute Kontingente gesichert. Dadurch 

waren die Mehrzahl der Medien Parteizeitungen (heute 3%). 

Im Hintergrund standen die einflussreichen Druckereien, im 

Fall der SN der Katholische Pressverein (mit Einfluss des 

Erzbischofs). So standen die SN der Bundes-ÖVP-Linie nahe, 

auch wenn sie mit der regionalen ÖVP immer wieder Konflikte 

hatte. – Die Alliierten wollten die Medien entnazifizieren, die 

US-Presseoffiziere forderten eine kritische Einstellung zum 

Nationalsozialismus. Einige Zeitungen hielten sich mehr, 

andere weniger daran. Bei den SN gab es insgesamt zwölf 

Beanstandungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bei 

denen sich herausstellte, dass sie durch NS-

Parteimitgliedschaft oder ähnliches belastet und für eine 

Tätigkeit im Pressewesen nicht in Frage kommen sollten. – 

Die SN führten ihre „Unabhängigkeit“ im Titelkopf an, aus 

der Sicht der anderen Zeitungen erschienen sie in dieser 

Anfangszeit nicht so unabhängig.3 – Im Frühjahr 1950 

veröffentlichte Dalma in den SN in mehreren Folgen 

sogenannte „Tagebücher“ des „Humanisten“ Benito Mussolini. 

– Afroamerikanische US-Soldaten waren nicht gern gesehen, 

es gab rassistische Ausfälle und Berichterstattungen, die 

Vorladungen beim US-Militär zur Folge hatten. – Lothar 

Rendulic, Generaloberst, mit Vorfahren aus Kroatien, hatte 

verschiedene Kommanden an der Ostfront, in Jugoslawien, 

in Finnland, war in Nürnberg wegen Kriegsverbrechen zu 20 

Jahren verurteilt, vertrat in Büchern das Bild der „sauberen 

Wehrmacht“. Er wurde nach seiner Begnadigung 1951 SN-

Fachkommentator für Militärfragen. – Viktor Reimann 

durchlebte ideologisch „die ganze Geisterbahn der damaligen 

Politik“, wie Gerd Bacher festgehalten hat4. 1935 ging er zur 

 
3 s. Göllner, Fn. 3, S. 279 f. 
4 zitiert nach Göllner, Fn. 3, S. 282  
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illegalen NSdAP, schloss sich nach dem Anschluss aber einer 

Oppositionsgruppe an und wurde nach deren Auffliegen zu 

10 Jahren Zuchthaus verurteilt. Nach 1945 kritisierte er die 

Entnazifizierung. 1948 erhielten die „Minderbelasteten“ der 

ehemaligen NSdAP-Mitglieder (90% von ca. einer halben 

Million) wieder das Wahlrecht. Der „Verband der 

Unabhängigen“ (VdU) wurde als deren Sammelbecken 

gegründet. Der SN-Leitartikler Viktor Reimann engagierte 

sich dort, verließ dann die SN, brachte es bis zum 

Abgeordneten des VdU im Nationalrat. Später war er lange 

Kolumnist bei der „Kronenzeitung“. 

Marcic verblieb bei den SN und im katholischen Bereich, 

engagierte sich bei den katholischen Journalistenverbänden 

in Österreich und international. Er rückte 1954 nach dem 

Weggang von Dalma zum stellvertretenden Chefredakteur, 

1959 nach dem Tod von Canaval zum Chefredakteur der 

wichtigsten parteiunabhängigen Bundesländerzeitung auf. 

Zum Kreis der SN-Redaktion gehörten neben Alfons Dalma 

auch Gerd Bacher und Ilse Leitenberger, die später alle drei 

nach Wien gingen. Mit Dalma und Bacher verband Marcic 

eine lange Freundschaft, beide sprachen immer wieder 

positiv von ihm. Vielleicht war es sein Idealismus. Aus der 

Redaktion wurde geschildert, wie er in den Anfangsjahren 

während der Arbeit quasi Vorträge zu Heidegger, seinem 

damaligen Idol, und dessen Existenzialphilosophie hielt. 

Auch seine erste Publikation ging über Heidegger.5 Marcic 

nahm dann eine etwas andere Entwicklung. 

 

 
5 Marcic, René: Martin Heidegger und die Existenzialphilosophie, Bad 

Ischl: Selbstverlag der Philosophen-Gesellschaft 1949, 48 S. 
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3. Öffentliche Stellung 

Bekannt machten Marcic seine prägnant formulierten 

Leitartikel mit klaren Aussagen. Sie enthielten sich der 

üblichen Parteirhetorik und argumentierten ohne 

Parteiinteressen, was gut ankam. Immer wieder forderte 

Marcic ein Pressegesetz zur Regulierung der „vierten“ Gewalt, 

wie er sie nannte. Liberale Postulate wie Schutz der 

Privatsphäre, Offenlegung der Eigentümer, Fairness bei der 

Berichterstattung, Möglichkeit der Gegendarstellung, 

Entschädigung bei ungerechtfertigter Beschlagnahmung, 

Schutz der Redaktionsarbeit sollten endlich neu verrechtlicht 

werden (das alte Gesetz stammte von 1922, nach 1945 gab 

es nur kleinere Reparaturen). In einem Bericht der 

Bundesregierung für einen neuen Anlauf zu einem 

„Pressegesetz“ 1966 hieß es über Marcic, dass er „den 

Gedanken der öffentlichen Aufgabe der Presse in Österreich 

am frühesten und tatkräftigsten vertreten“ habe. So hatte er 

1955 bereits den Versuch einer „Magna Charta der Presse“ 

unternommen, mit dem der noch bei Rousseau und im 19. 

Jahrhundert gebräuchliche, danach aber aus der „Mode“ 

gekommene Begriff der „Vierten Gewalt“ wieder eingeführt 

und zu neuer Bedeutung als für die Demokratie essenziell 

gebracht wird.6 Auch hatte er 1960 als einziger 

österreichischer Rechtslehrer die „innere Pressefreiheit“, also 

die Unabhängigkeit des Journalisten gegenüber dem 

Eigentümer oder Verlag betont. Die freiwillige Bildung eines 

Presserates unter Beiziehung von Experten wurde von ihm 

1958 auf dem Anwaltstag gefordert. Ein solcher Presserat 

bedeute keine Einschränkung der Pressefreiheit, in der BRD 

 
6 Marcic, René: Skizze einer Magna Charta der Presse, in: Juristische 

Blätter (JBl) 77/1955 16. April, 192-196  
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habe sogar mehrmals das Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) um die Expertise des dortigen Presserats gebeten. 

Marcic betonte, dass gegenüber früherem laissez-faire jetzt 

„der Staat verpflichtet [ist], alles zu unternehmen, was die 

Pressefreiheit fördert“. Bei einer Enquete 1961 erklärte er, 

dass die größte Bedrohung für die moderne Demokratie vom 

Konformismus und Uniformismus komme. 

Erschreckenderweise lege heute kein einziger Mensch mehr 

darauf Wert, eine eigene Meinung zu haben. Der Politologe 

Prof. Eschenburg (Tübingen) nannte dies 1960 die 

„Gefälligkeitsinterdependenz“. Dies sollte sich dann 

allerdings mit der Protestbewegung „1968“ mehr ändern, als 

manchen lieb war. Marcic: „Neben der privaten 

Meinungsfreiheit gibt es die öffentliche Meinungsfreiheit. 

Pressefreiheit bedeutet gleichzeitig Mitwirkung am 

demokratischen Prozess und ist damit eine öffentliche 

Institution.“ „Es gibt eine Auskunftspflicht der Behörden.“ Er 

zitierte John Stuart Mill, einen Erzvater des Liberalismus.7 

Im Jänner 1961 kam es zur Gründung eines gewissermaßen 

„zivilgesellschaftlichen“ Presserates – eine gemeinsame 

Initiative des Verbandes Österreichischer 

Zeitungsherausgeber und Zeitungsverleger (heute: VÖZ) und 

der Gewerkschaft Kunst, Medien, freie Berufe: Sektion 

Journalisten. Es war ein freiwilliger Zusammenschluss, eine 

Art Ethikkommission, dem alle Zeitungen folgten – bis auf die 

 
7 Bericht der Bundesregierung betreffend die Reform des 

österreichischen Presserechtes, III-36 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. 
Gesetzgebungsperiode, 28. Okt. 1966, at: 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XI/III/III_00036/imfnam
e_583816.pdf, S. 13-16 
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größte, die Kronenzeitung, die auch relativ häufig 

Gegenstand von Beschwerden war. Als erster Vorsitzender 

wurde Marcic bis 1963 gewählt. Turnusmäßig sollte die 

Nachfolge von Seiten des VÖZ erfolgen, Marcic trat daher 

nach Ablauf seines Vorsitzes nicht wieder an. Auch stellte ihn 

die Wiederbegründung der Universität vor neue Aufgaben. – 

In der Olah-Krise attackierte die Kronenzeitung Olahs Gegner 

Justizminister Christian Broda schwer und untergriffig (mit 

Hinweis auf seine Scheidung) oder Olahs Nachfolger ÖGB-

Präsident Benya, weil er angeblich mit einem Gewalttäter 

gleichen Namens verwandt sei. Marcic setzte sich im 

Presserat dafür ein, dass unfaire Methoden eingestellt 

würden, was ein langes Vertrauensverhältnis mit Broda 

begründete. – Beim „Rundfunkvolksbegehren“ 1964, das in 

Wien vom parteiunabhängigen Kurier unter Hugo Portisch 

initiiert wurde, war Marcic anfangs zurückhaltend. Die 

Verfassung kannte keine Volksbegehren, für ihn als 

Verfassungsjurist ein nicht unwichtiger Aspekt. Etwas später 

schlossen sich die SN aber ebenfalls der Initiative an. – 1961 

erfolgte seine Wahl zum Vorsitzenden des Verbandes 

katholischer Publizisten (für ein Jahr). Auf einer Tagung in 

diesem Jahr sagte Kardinal Franz König die bekannten Worte: 

„Wenn Sie etwas zu sagen haben, warten Sie nicht auf 

Rom …“ 

Marcic wurde von verschiedensten Organisationen zu 

Hauptreferaten eingeladen. Manfried Welan nannte ihn einen 

„Orator Austriae“, wohl in Bezug auf seine beeindruckende, 

manchmal etwas überschwängliche Rhetorik. Eigentlich 

verweist dieser Ausdruck darauf, dass Marcic zu der kleinen 

Gruppe von öffentlichen Intellektuellen des Landes gezählt 

werden konnte. Er war – durch Redaktionsarbeit trainiert – 

in der Lage, kurzfristig zu kontroversiellen Themen Stellung 
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zu nehmen. Sein Freund Gerd Bacher, der langjährige ORF-

Generalintendant, sprach von einem gelegentlich fast 

„missionarischen“ Eifer.8 Marcic war nach damaliger 

Wahrnehmung in den 1960er Jahren ein grundsätzlicher 

und vehementer Verfechter der liberal-pluralistischen 

Demokratie. Für diese Staatsform mit ihrer (von ihm auch 

geforderten) Vielfalt an politischen Parteien und 

Interessensvertretungen, Institutionen und Organisationen 

schien er regelrecht „gebrannt“ zu haben. 

Eine wesentliche Fähigkeit von Marcic lag darin, dass er mit 

fast jedem sprechen konnte, trotz seines Antikommunismus 

selbst bis zur damals völlig ausgegrenzten KPÖ. – Entgegen 

manchmal markiger, fast pathetischer Worte in der Zeitung 

war Marcic stark konsens-, fast harmonieorientiert. Manchen 

erschien das als geringe Standfestigkeit, andere hoben 

hervor, dass er unvoreingenommen anderen gegenübertrat 

oder gemeinsame Nenner fand – heute würde man sagen, 

Win-win-Situationen herzustellen in der Lage war. Man 

könnte ihn als mutig bezeichnen. Angesichts seiner 

vielfältigen Involvierungen hatte Marcic auch Interessen, 

Gegner und Feinde. Wenn möglich, versuchte er, Gegensätze 

auszuräumen, einen modus vivendi zu finden. Manchmal 

gelang es, manchmal nur oberflächlich oder gar nicht. 

 

 
8 Zechner, Nina: „Das Institut in der Aktentasche“ – Die Gründung des 

Salzburger Instituts für Publizistik und Kommunikationstheorie 
unter besonderer Berücksichtigung des Dr. René Marcic, Salzburg: 

Magisterarbeit Kommunikationswissenschaft 2007, darin „Gespräch 
mit Gerd Bacher“ am 27.11.2007, S. 126-132, hier S. 126  
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4. Wissenschaftliche Laufbahn 

1949 schlug Marcic vor, zur Hebung der politischen Bildung 

eine vierzehntägige SN-Beilage „Der Staatsbürger“ zu 

schaffen. Es waren nach 1945 kaum einfachste 

Grundkenntnisse über Politik, Verfassung, Rechte und 

einzelne Gesetze in der Bevölkerung vorhanden. Diese 

Beilage war eine Plattform, auf der kurze juristische 

Abhandlungen, Rezensionen und Bekanntmachungen 

publiziert wurden. Mit ihr konnte er gleichzeitig sein altes 

Ziel, eine wissenschaftliche Laufbahn, verfolgen. 1952 

veröffentlichte er seinen ersten längeren juristischen 

wissenschaftlichen Aufsatz über „Das überpositive Recht im 

Bonner Grundgesetz“ in den Juristischen Blättern9 (JBl), 

Wien („überpositiv“ oder „präpositiv“ hier bei Marcic als 

eigentliches Naturrecht gemeint). 1957 reichte er seine 

Habilitationsschrift über „Vom Gesetzesstaat zum 

Richterstaat: Recht als Maß der Macht“ an der Wiener Rechts- 

und Staatswissenschaftlichen (RW) Fakultät ein.10 Die Arbeit 

lehnt sich vor allem an die Existenzialphilosophie Martin 

Heideggers an. Der Richterstaat ist hier eher im Sinne eines 

platonischen Philosophen- oder eben Richterherrschers 

gemeint. Obwohl, der „Richterherrscher“ solle weniger 

herrschen als eine „ausgleichende“ Rolle einnehmen. – Marcic 

erhält eine Venia für „Allgemeine Staatslehre“. Eine 

Rezension spricht davon, dass er Thomas v. Aquin und 

Heidegger genau kenne, dagegen Hobbes, Locke, Rousseau 

 
9 Marcic, René: Das überpositive Recht im Bonner Grundgesetz, in: 

Juristische Blätter (JBl) 74. Jg. 2. Februar 1952, S. 48-53 
10 Marcic, René: Vom Gesetzesstaat zum Richterstaat: Recht als Maß 

der Macht – Gedanken über den demokratischen Rechts- und 
Sozialstaat, Wien: Springer 1957, 548 S.  
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nicht so gut. Eine andere kritisiert, dass hier der 

Richterschaft eine so hohe Rolle konzediert wird, wo doch die 

deutsche tief in das Dritte Reich verstrickt war, was zuerst 

aufgearbeitet werden sollte. Der empirische Aspekt der 

Richterschaft und ihrer Rolle im Gefüge einer 

parlamentarischen Demokratie werde kaum behandelt. Und 

es wird darauf hingewiesen, dass durch immer detailliertere 

Gesetze der Spielraum für richterliche Entscheidungen 

zunehmend eingeengt werde. 

1963 erweiterte Marcic seine Venia mit der Schrift 

„Verfassung und Verfassungsgericht“11 an der Innsbrucker 

Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät um 

„Österreichisches Verfassungsrecht“. Weitere Bücher folgen 

wie „Mensch – Recht – Kosmos. Drei Gedankenwege ins 

Dasein“ (1965), „Rechtsphilosophie“ (1969) und „Geschichte 

der Rechtsphilosophie“ (1971).12 Bemerkenswert ist, dass er 

seine anfängliche Verteidigung des Naturrechts ab 1962, vor 

allem aus Anlass des 1. Forschungsgesprächs des 

katholischen Internationalen Forschungszentrums (IFZ) auf 

der Edmundsburg, Salzburg zu einem Brückenschlag zum 

Rechtspositivismus insbesondere Hans Kelsens veränderte. 

Schon im „Richterstaat“ 1957 hatte er sechs Publikationen 

von Kelsen verarbeitet und sich respektvoll ihm gegenüber 

geäußert (nicht polemisch wie gegen einen relativistischen 

Rechtspositivismus, der gleichermaßen einer NS- wie einer 

 
11 Marcic, René: Verfassung und Verfassungsgericht, Wien: Springer 

1963, 212 S.  
12 Marcic, René: Mensch – Recht – Kosmos. Drei Gedankenwege ins 

Dasein, Wien: Europa-Verlag 1965, 120 S.; ders.: Rechtsphilosophie. 
Eine Einführung, Freiburg: Rombach 1969, 312 S.; ders.: 

Geschichte der Rechtsphilosophie. Schwerpunkte, Kontrapunkte, 
Freiburg: Rombach 1971, 368 S.  
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kommunistischen Diktatur diene, s. einen SN-Artikel von 

ihm noch im August 1961). Gegen Ende der 1960er Jahre 

veränderte er seine Grundposition noch einmal. Während 

seines Forschungsaufenthaltes in Sydney, Australien (ab 

Jänner 1971) wollte er sich Rechtssoziologie und 

Rechtspsychologie erarbeiten, damit eine Wende zu den 

Sozialwissenschaften in der Jurisprudenz einleiten.13 

Insgesamt umfasst sein Publikationsverzeichnis 17 

Monographien und etwa 300 wissenschaftliche Aufsätze 

(inklusive jener im „Staatsbürger“), darunter 21 Beiträge für 

Festschriften (abgesehen von ca. 1.200 Zeitungsartikeln 

sowie einer zweibändigen Gedächtnisschrift 1974 und einer 

umfangreichen Gedächtnisschrift 1983 zum 10. Todestag). 

Dass bei dieser großen Anzahl in derart kurzer Zeit nicht alle 

Leser immer einverstanden waren, überrascht nicht. So 

wurden eklektische Exkurse, stellenweise journalistische 

Essays, geistreiche Äußerungen aphoristischer Natur, 

Paraphrasen, gelegentliche Undeutlichkeit und Unschärfe 

der Begriffe (auch ein Einfluss von Heidegger) und blumige 

Wortspiele kritisiert. Es kann auch sein, dass seine 

Veränderungen der Grundposition im Hintergrund von 

einzelnen, damit unzufriedenen Kritiken standen. 

Andererseits wurde die stupende Kenntnis einer großen 

Literaturbreite, in die Tiefe gehende Fragen und 

philosophisch-rechtliche Erörterungen zu den Themen 

Freiheit, Grundrechte, Widerstandsrecht hervorgehoben. Es 

wurde begrüßt, dass frischer Wind in einen etwas trockenen 

 
13 Schmolke, Michael: René Marcic: „Gaskammerphilosoph“ oder 

„anima candida“?, in: Salzburger Jahrbuch für Politik 2007, Wien: 

Böhlau 2008, 145-169, hier S. 151 unter Bezug auf eine Auskunft 
von Michael Fischer vom 17.4.2007.  
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Betrieb kam und auch grundsätzliche Fragen zum Recht 

wieder gestellt wurden. 

Trotz des Naheverhältnisses zu Philosophie, 

Politikwissenschaft und Publizistik war Marcic selbst aber 

vor allem an Rechts- und Staatsphilosophie interessiert. Sein 

besonderer Wunsch bestand in der Mitgliedschaft bei der 

damals etwas elitären und konservativen „Vereinigung der 

deutschen Staatsrechtslehrer“ (VdStrl), die er 1965 erhielt. 

Seine Auftritte bei einigen Jahrestagungen der VdStrl führten 

sogar zu dem Beschluss, 1972 diese renommierte Tagung 

erstmals in Salzburg abzuhalten. Tragischerweise konnte 

Marcic sie nicht mehr erleben. 

 

5. Aufbau der Universität, Berufung von Marcic 

1962 wurde die Wiedererrichtung der Salzburger Universität 

beschlossen. Marcic hatte in den Jahren davor in den SN 

immer wieder darauf hingewiesen und diese eingemahnt. Das 

frühere Konzept einer privaten Katholischen Universität 

stellte sich dabei als unfinanzierbar heraus, auch Marcic 

hatte die Wende zur Konzeption einer staatlichen 

mitvollzogen. 1961 gehörte er bereits einem Kreis von 

„Planern“, zusammen mit Klaus, Drimmel, Lechner, Piffl und 

Egon Lendl (Geograph, später erster Rektor 1964/65) für die 

Errichtung der Universität an,14 im Grunde alles später 

entscheidende Personen!  

 
14 Pinwinkler, Alexander: Die „Gründergeneration“ der Universität 

Salzburg. Biographien, Netzwerke, Berufungspolitik, 1960-1975, 
Wien: Böhlau 2020, S. 92, Anm. 101. Warum Piffl bereits 1961 
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Marcic selbst hatte gerade in dieser Zeit Anfragen von fünf 

Universitäten (Köln, München, Würzburg, Berlin und 

Darmstadt) erhalten, ob er Interesse an einer Berufung auf 

einen Lehrstuhl habe. In allen Fällen habe er abgewunken, 

da er in Österreich und besonders in Salzburg bleiben wolle, 

sagte er. Bei der sechsten Anfrage 1963 aus Erlangen auf eine 

Professur für „Allgemeine Staatslehre, Politik und Publizistik“ 

(also drei seiner besonderen Interessensgebiete) trat er in 

nähere Gespräche ein und erhielt vom bayrischen 

Kultusminister Theodor Maunz ein exzellentes Angebot zur 

Ausstattung. Damit wandte er sich an Unterrichtsminister 

Heinrich Drimmel sowie Landeshauptmann (LH) Hans 

Lechner, der de facto bei allen Berufungen eingebunden war. 

Jetzt schrillten die Alarmglocken, dass wieder ein begabter 

Absolvent Österreich zu verlassen drohte. Drimmel ergriff die 

Initiative und das Ministerium handelte in einem seltenen 

Ausnahmefall direkt ohne Besetzungsvorschläge von Seiten 

der Universität nur auf der Grundlage von zwei Gutachten 

renommierter Rechtsprofessoren. 

Eine weitere, noch größere Ausnahme ergab sich, weil eine 

rechtswissenschaftliche Fakultät in Salzburg noch gar nicht 

existierte, sondern – zur Vermeidung von Arbeitsüberlastung 

– erst 2-3 Jahre später errichtet werden sollte. Drimmel 

schlug vor, dass Marcic zunächst an die im Aufbau 

befindliche philosophische Fakultät berufen werden sollte. 

 
einem solchen Kreis angehörte, konnte (noch) nicht geklärt werden. 
Als stellvertretender Kammeramtsdirektor der steirischen 
Landwirtschaftskammer kam er erst 1960 in den Nationalrat und 
war bis zur Ernennung als Unterrichtsminister 1964 nicht Mitglied 
des Unterrichtsausschusses. Es kann ein Versehen in der 

Aufzählung sein, oder informelle Beziehungen (CV, Neuland, 
Studienfreundschaften) spielten eine Rolle.  
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Bei dieser waren zuerst die Berufungen in den 

geisteswissenschaftlichen Fächern erfolgt, die 

naturwissenschaftlichen Fächern standen noch aus. In ein 

paar Jahren sollte Marcic dann hinüber zur 

rechtswissenschaftlichen Fakultät wechseln. Dazu kam eine 

gute Personalausstattung mit am Ende vier Assistenten, 

einer halben wissenschaftlichen Beamtenstelle und einem 

Sekretariat auf Stufe B (normal war damals C). Schließlich 

wurde Marcic in einem Eilverfahren (Verhandlungen zum Teil 

telefonisch) am 7. Dezember 1963 als erst dritter Professor 

für „Rechts- und Staatsphilosophie“ – ohne 

Fakultätsbezeichnung – an die neue Universität berufen. 

Gerne hätte Marcic die Chefredaktion bei den Salzburger 

Nachrichten in Personalunion behalten (wie sein Freund, der 

Publizistik-Professor Otto B. Roegele in München den 

„Rheinischen Merkur“, der allerdings eine Wochenzeitung 

war). Gegen Sommer 1964 stellte sich jedoch heraus, dass 

dies nicht praktikabel war. Er war zunächst ziemlich 

deprimiert, schrieb an Kelsen, er ginge „gleichsam ins 

Kloster, auf Macht und Einfluss zu verzichten“.15 Angesichts 

der verlockenden Aufgaben der Universität und des 

Lehrberufs fasste er jedoch nach einiger Zeit wieder 

Zuversicht.  

 

 
15 Brief 25.11.1964, S. 2, Kelsen-Institut Wien  
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6. Reform-Universität Salzburg 

6.1. Rechtswissenschaftliche (RW-)Fakultät 

Im Jänner 1964 wurde der Senat konstituiert. Im April 1964 

wurden Marcic und auf seinen Wunsch hin auch Hans 

Floretta, ein Arbeitsrechtler, zu Senatsbeauftragten im 

Studienjahr 1964/65 für die Errichtung der 

rechtswissenschaftlichen Fakultät bestimmt – obwohl 

Floretta erst am 4.11.1965 berufen werden wird und 

Arbeitsrecht damals noch nicht zum Pflicht-Kanon der 

Rechtsfächer gehörte. Floretta war langjähriges Mitglied der 

SPÖ und des Salzburger „Bundes Sozialistischer 

Akademiker“ (BSA) (zeitweise Vorsitz) sowie seit Mai 1956 

schon Direktor der Salzburger Arbeiterkammer. Er hatte sich 

1954 in Innsbruck für Arbeits- und Sozialrecht habilitiert, 

lehrte dort regelmäßig und erhielt immerhin im September 

1964 in Innsbruck eine ao. Professur. Seine Präferenz war 

aber Salzburg. Insofern war er soweit bekannt überhaupt der 

Einzige in der näheren Umgebung, der für diese Rolle eines 

RW-Senatsbeauftragten mit Verbindung zur linken 

Regierungshälfte in Frage kam, was eine Erklärung für die 

Ausnahmen wäre. Marcic jedenfalls legte Wert darauf, diese 

Aufgabe mit einem sozialdemokratischen Dozenten in einem 

sozusagen „koalitionären“ Tandem anzugehen, um nicht den 

Eindruck einer Steuerung durch konservativ-katholische 

Kräfte im Sinne gewisser Befürchtungen zu erwecken. So 

konnte er auch eine Berufung von Floretta in der ersten 

Gruppe der Neuzugänge für die RW-Fakultät Ende 1965 

erreichen. Dies weicht von der Konzeption Drimmels ab, der 

für eine Politik stand, seine Bereiche gegenüber dem 

Konkurrenten und Koalitionsmitglied SPÖ strikt zu 

verteidigen. Das hieß während seiner Ministerzeit: In der 
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Bildungspolitik auf den Universitäten so wenig Positionen wie 

möglich für die „linke Reichshälfte“. 

Bereits 1962 hatte sich eine Enquete des Salzburger 

Landtags gegen eine solche Linie ausgesprochen: die anderen 

Parteien SPÖ und FPÖ äußerten dort die Befürchtung, dass 

unter dem „Trojanischen Pferd“ einer staatlichen Universität 

de facto doch eine katholisch-konservative installiert werde. 

LH Lechner hatte damals eine auch weltanschaulich offene 

Besetzungspolitik (bei Beachtung der Qualifikation) 

versprochen (zur Aufrechterhaltung des „Salzburger Klimas“ 

bzw. um zu vermeiden, dass die Universität zu einem 

Dauerthema in Wahlkämpfen wird, der Vorsprung vor der 

SPÖ war nicht sehr groß, 1969 z.B. nur 600 Stimmen bei 

Mandatsgleichstand). Für Marcic hieß das nicht die 

Einführung eines mechanistischen Proporzes jetzt auch auf 

Universitätsebene, wie er aus anderen Bereichen leidlich 

bekannt war. 

Im Juni 1965 schlug eine extern vom 

Unterrichtsministerium (BMU) eingesetzte 

Berufungskommission für die RW-Fakultät aber bei fünf 

Professuren mit einer Ausnahme nur bürgerliche Kandidaten 

vor. Daraufhin gab es geharnischte Interventionen bis in die 

Spitzen der SP-Regierungshälfte und von dort zu Minister 

Piffl. Dieser erwiderte, dass ihm dieses Ergebnis auch gleich 

Sorgen bereitet habe und lenkte ein. Ein konservativer 

Überhang setzte sich nicht durch, am Schluss stellte sich eine 

Art Parität (SPÖ-Nahestehende wurden ebenfalls diesem 

„Lager“ zugerechnet) ein. Marcic's Einschätzung zur 

Vorgangsweise erwies sich demnach als richtig. 

Die übrigen rechtswissenschaftlichen Fakultäten in Wien, 

Graz und Innsbruck waren gegenüber der Salzburger 
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Neugründung skeptisch, auch dass nunmehr eine Fakultät 

zusätzlich am Topf der Dotationsmittel beteiligt werden sollte. 

Von Salzburger Seite wurde darauf verwiesen, dass hier eine 

Alternative gegen die Überfüllung anderer Fakultäten 

entstand und dass in Salzburg als neuer Ansatz eine breite 

und in die Tiefe der Humaniora gehende Grundausbildung 

mit Rechts- und Staatsphilosophie und Sozialwissenschaften 

vorgesehen sei. 

 

6.2. Medienbeauftragter 

Des Weiteren wurde Marcic aufgrund seiner früheren 

journalistischen Tätigkeit zum Medienbeauftragten der 

Universität bestellt. Insbesondere während seines Rektorats 

1966/67 hielt er regelmäßige Pressegespräche und pflegte die 

Kontakte mit den Medien. Aufsehen erregte 1966 sein 

öffentlicher Appell angesichts der finanziellen Notlage für den 

weiteren Ausbau. Linz und Innsbruck hatten einen von Stadt 

und Land finanzierten Hilfsfonds, in Salzburg gab es 

zunächst nichts Vergleichbares. Der Appell führte noch im 

selben Jahr zur Gründung der (wenngleich bei weitem nicht 

so üppig dotierten) „Stiftungs- und Förderungsgesellschaft 

der Paris-Lodron-Universität“. Vom BMU erhielt er dafür ein 

Dankesschreiben des Sektionschefs der Hochschulsektion. 

Erst nach seinem Tod wird über ein Medienreferat überlegt, 

Salzburg ist dann die erste österreichische Universität, die – 

mit Spendengeldern – zunächst für die Jahre 1973-74 ein 

solches Referat einrichtete. 
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6.3. Reformkonzepte und -vorhaben in Salzburg 

In den 1960er Jahren erfolgte allgemein in den 

deutschsprachigen Ländern eine Wende zu einer aktiveren 

Bildungspolitik mit einer Welle von 

Universitätsneugründungen. Die alten Konzepte mit starren 

Fakultätsgrenzen, Kleininstituten als Minikönigreiche von 

Ordinarien, die auch sonst ziemlich unumschränkt über ihr 

Personal verfügten, erregten zunehmend Widerstand und 

Protest. In der BRD waren in Bochum und Konstanz eigene 

Reformuniversitäten entstanden.  

In Österreich kam am 2. April 1964 ein Wechsel im 

Unterrichtsministerium: Theodor Piffl-Perčević löste Heinrich 

Drimmel (nach 10 Jahren im BMU) ab, der den Machtkampf 

um den ÖVP-Vorsitz gegen Josef Klaus verloren hatte. Piffl 

war an sich ebenfalls konservativ, ließ sich aber weniger von 

starren Vorgaben leiten. Eine Reformuniversität wie in 

Konstanz oder Bochum war in Österreich nicht realisierbar. 

Aber es gab das Beispiel Salzburg … Seine Gratulationsrede 

zur Inauguration der wiedererstandenen Alma Mater 

Paridiana (nach dem Gründer Fürsterzbischof Paris Lodron 

1622) im November 1964 schloss Piffl damals mit der 

„Aufmunterung, die … Universität [Salzburg] möge in erster 

Linie selbst um ein besonderes Profil bemüht sein“. Sie könne 

dabei seiner „herzlichen und aufrichtigen Mitwirkung bei 

diesen Bestrebungen sicher“ sein.16 

 
16 Piffl-Perčević, Theodor: Universität mit besonderem Profil, in: 

Österreichische Hochschulzeitung (ÖHZ) 18 Nr. 18, 15.11.1966. BM 
Piffl nimmt in seinem Text direkt auf die gerade stattgefundene 
Inaugurationsfeier der Universität am 14. November 1964 Bezug. 
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Dekan Marcic berichtete für die Zeit seines Dekanats im 

Studienjahr 1965/66 in derselben Nummer der 

Österreichischen Hochschulzeitung (ÖHZ, 15.11.1966), dass 

die Fakultät in ihrem Betrieb eine „Einheit von Lehrenden 

und Lernenden anstrebe mit vertikaler Wissensvermittlung“, 

aber auch „horizontalem Erkenntnisaustausch der 

akademischen Lehrer in interdisziplinären wie 

interfakultären Seminaren und Diskussionsrunden“. „Lehre 

ohne Forschung, ohne Dialog und gegenseitige Befruchtung 

benachbarter Disziplinen bliebe dürr“. „Bezüglich der 

Studienmöglichkeiten wurden die Ideen des Allgemeinen 

Hochschul-Studiengesetzes vorweggenommen 

[Hervorhebung AS] und jede denkbare sowie rechtlich 

gestattete Fächerkombination für Doktoranden freigegeben.“ 

 

6.4. Reformprojekte am und von Seiten des Marcic-Instituts 

Der erste Impetus für gemeinsame Lehrveranstaltungen ging 

dabei mehrfach vom Marcic-Institut aus. In den 

Lehrveranstaltungsverzeichnissen der 1960er Jahre17 

werden Seminare mit der Philosophischen Gesellschaftslehre 

der theologischen Fakultät (WS 64/65 bis WS 67/68), der 

Geschichte (WS 65/66, SS 66, WS 67/68), der Moraltheologie 

(WS 66/67 bis WS 67/68) und der juristischen 

Dogmengeschichte und Privatrechtsdogmatik (SS 67, WS 

67/68) angeführt. Ab WS 67/68 gab es mit ihm ein 

gemeinsames, auf vier Semester angelegtes Seminar zum 

Gesetzesbegriff mit (anfangs) acht Professoren aus den obigen 

 
Der Bericht ist also erst zwei Jahre später in der ÖHZ gedruckt 
worden. Piffls „Aufmunterung“ wie Angebot konnten aber sofort ab 

1964 umgesetzt werden.  
17 Siehe Universität Salzburg, Vorlesungsverzeichnisse ab SS 1964  
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Fächern plus Psychologie, Römisches Recht, Altes 

Testament, Philosophie. Zwischen Philos. Gesellschaftslehre 

und Österr. Zeitgeschichte fand ab WS 67/68 eine bilaterale 

Kooperation statt, ab SS 1969 auch inklusive der 

Germanistik. Ebenso gab es von Philos. Gesellschaftslehre 

eine Kooperation mit Moraltheologie, Psychologie und 

Publizistik ab WS 68/69. Daneben bildeten sich eine Reihe 

von rechtswissenschaftlichen und theologischen 

Arbeitsgemeinschaften.  

1965 genehmigte das BMU eine Erweiterung der 

Bezeichnung des Instituts von Marcic um „Politische 

Wissenschaft“, die im Lehrveranstaltungsverzeichnis ab WS 

1965/66 angegeben wurde. Seine erweiterte Venia 

„Allgemeine Staatslehre und österreichisches 

Verfassungsrecht“ wurde damit für das Institut modifiziert in 

die Bezeichnung „Rechts- und Staatsphilosophie und 

Politische Wissenschaft“. Politikwissenschaft (PW) ergab sich 

aus der Nähe der Politischen Theorie zur Staatsphilosophie 

und von Aspekten der Struktur eines politischen Systems zu 

jenen von Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit. 

Damit konnte das neue Fach Politikwissenschaft studiert 

und mit einem Doktorat im Sinne des studium irregulare, 

also ziemlich freier Wahl der Nebenfächer, abgeschlossen 

werden. 

Im Studienjahr 1965/66 wurden 15-17 Stunden als PW-

Lehrveranstaltungen aufgelistet, im Studienjahr 1966/67 

dann 24-27 Stunden, 1967/68 bereits 33-38 Stunden. Ab SS 

1969 wurde die Politikwissenschaft als Studienrichtung 

separat, allerdings (wegen Hierarchie oder Anciennität der 

Fächer) als damals „jung“ bezeichnete Disziplin am Ende des 

Vorlesungsverzeichnisses angeführt. In diesem Semester 
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1969 waren bereits 51 Stunden angeboten (plus empfohlene 

16 Stunden aus Nachbarfächern) – ein beachtlicher Zuwachs 

in kurzer Zeit. 

Insgesamt erklärte Marcic sein Dekanatsjahr an der 

philosophischen Fakultät zur „schönsten Zeitspanne seines 

Lebens! Keine einzige menschliche Enttäuschung, nicht der 

leiseste Misston!“ So wird verständlich, dass nach seinem 

Rektorat der Abschied beim Wechsel hinüber zur RW-

Fakultät nicht nur ihm, sondern auch der philosophischen 

Fakultät schwergefallen ist. 

 

7. Interfakultäres Institut für Politikwissenschaft & 

Institut für Publizistik 

In der BRD gab es 1945 nach 12 Jahren totalitärer Diktatur 

einen starken Bedarf an Demokratie-Erziehung und 

politischer Bildung, auch aufgrund der Vorstellungen der 

westlichen Alliierten. Dem wurde schrittweise mit 

Lehrstühlen an Universitäten wie Göttingen (1947), 

Darmstadt, Frankfurt/M., Marburg (alle 1948), Tübingen, 

Kiel, Köln (alle 1951), Heidelberg (1951/54), Freiburg i.B. 

(1954), München (1958), Bonn (1959) und dem großen 

Institut an der FU Berlin (1959 in Otto-Suhr-Institut (OSI) 

umbenannt; ab 1948 dann nach einigen Jahren insgesamt 

zehn Professuren) entsprochen. Dabei verstand sich die 

Politikwissenschaft explizit als Demokratiewissenschaft. 

Davon abgesehen lag die Gründung von 

politikwissenschaftlichen Instituten wie solchen anderer 

Sozialwissenschaften im Vergleich zu anderen 

demokratischen Ländern auch allgemein auf der Hand. 
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Zur Disziplin gab es verschiedene Auffassungen, die 

angelsächsische einer empirischen „political science“ war 

noch nicht allgemein anerkannt. Ein interdisziplinäres 

Konzept mit den etablierten Nachbarfächern Geschichte, 

öffentliches und Völkerrecht, Politische Philosophie bzw. 

Theorie, Soziologie war fallweise wie am OSI in Verwendung. 

Insofern war die Salzburger Konzeption mit Vertretern aus 

den drei Fakultäten der Universität nicht außergewöhnlich. 

Die Arbeitsteilung in Salzburg bedeutete, dass die 

philosophische Gesellschaftslehre der theologischen Fakultät 

die politische Theorie, die RW-Fakultät (mit Marcic) die 

Institutionen und Prozesse des politischen Systems (also 

Innenpolitik und Vergleich Politischer Systeme) und die 

philosophische Fakultät mit einer noch zu besetzenden 

Professur die Internationale Politik abdecken sollte. Damit 

waren die drei Bereiche der Politikwissenschaft gemäß der 

Gliederung der UNESCO von 1952 abgedeckt. Dieses Konzept 

war darauf angelegt, dass in allen Bereichen mit der Zeit 

Fach-Absolventen die Positionen übernehmen könnten. 

Wie schwer es die Politikwissenschaft in Österreich jedoch 

selbst in den 1960er und 1970er Jahren bei einer Etablierung 

haben konnte, zeigte sich daran, dass die Wiener und 

Innsbrucker rechtswissenschaftlichen Fakultäten die 

Kompetenz für Politikwissenschaft beanspruchten. Erst nach 

langen Auseinandersetzungen konnte an den 

philosophischen bzw. sozialwissenschaftlichen Fakultäten 

dieser Universitäten das Fach eingerichtet werden. So wurde 

etwa an der Philosophischen Fakultät der Universität Wien 

1967 eine „Lehrkanzel für Philosophie der Politik und 

Ideologiekritik“(!) eingerichtet. 1971 wurde sie umbenannt 

und als „Institut für Theorie der Politik“ begründet. Erst 1977 

wurde es endgültig in „Institut für Politikwissenschaft“ 
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umbenannt. – In Innsbruck wurde das Institut 1978 

gegründet, ein eigenständiges Studium war erst ab 1984 

möglich (beide Orte laut Homepage). In Graz und Linz 

dagegen gibt es PW als Wahlfach beim Öffentlichen Recht, 

eine Lösung im Rahmen einer RW-Fakultät. Dies könnte 

allerdings auch damit zusammenhängen, dass der Bedarf an 

Absolventinnen und Absolventen durch die drei Institute 

Salzburg, Wien, Innsbruck gedeckt erscheint. 

In Salzburg wurde das Interfakultäre Institut für Politische 

Wissenschaft nach Prüfung der Institutsordnung vom BMU 

am 24. August 1969 ziemlich rasch genehmigt und direkt 

dem Senat unterstellt. Ab WS 1971/72 führt es die leicht 

geänderte Bezeichnung Politikwissenschaft. Dies ist darauf 

zurückzuführen, dass es 1971 auch mit Hilfe einer Gruppe 

engagierter Salzburger Studierenden-Vertreter gelang, die 

Politikwissenschaft in die Fächerliste für die Besonderen 

Hochschulstudiengesetze (BHStG) als selbständige 

Studienrichtung zu reklamieren.18 Das BMU bzw. ab 1970 

Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

(BMWF) wollte dann eine einheitliche Bezeichnung, die 

Einigung erfolgte auf „Politikwissenschaft“. 

Das Salzburger Institut war somit das erste universitäre 

Institut für Politikwissenschaft in Österreich. Damit kann 

René Marcic zu Recht als Gründer der (universitären) 

österreichischen Politikwissenschaft bezeichnet werden. Zwei 

Jahre später 1971 gelang auch noch die Beschlussfassung 

eines Studiengesetzes „Politikwissenschaft“ im Rahmen der 

BHStG mit ein paar Grundaussagen zu diesem Studium. 

 
18 Wicha, Barbara: Politikwissenschaft in Österreich, in: ÖZP 1/1972, 

S. 89-96  
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Dieser Prozess zur Etablierung der Politikwissenschaft 

insgesamt in Salzburg ist damit, wenn eine Person 

hervorgehoben werden soll, dem besonderen Geschick von 

Marcic zu verdanken. Am Zustand des Doktoratsstudiums 

„irregulare“ änderte dies jedoch lange nichts, da die 

Durchführungsverordnung des BMWF mit einer 

Studienordnung (bei der dann noch ein Studienplan für den 

Hochschulort zu erstellen war) für alle Studienorte bis in die 

1980er Jahre auf sich warten ließ! 

 

7.1. International Political Science Association (IPSA) 

Carl J. Friedrich, der Präsident der International Political 
Science Association (IPSA), der im Wintersemester jeden 
Jahres in Heidelberg lehrte (das Sommersemester dann an 
der Harvard University in den USA), war Anfang 1968 schon 
vier Stunden in Salzburg gewesen, um zur Einführung der 
Politikwissenschaft zu beraten. Seiner Meinung nach sei die 
Politikwissenschaft ihrer Natur nach ein Fach mit vielen 
Methoden. Sie sei eine Wissenschaft „faustischer“ Art, fasse 
Soziologie, Philosophie, Recht, Geschichte u.a. zusammen. 
Eine gesonderte Studienordnung würde Gefahren bergen, 
besser sei ein möglichst breiter Studienzugang. Der Ursprung 
der Politikwissenschaft in den USA lag in einer Reform der 
gänzlich korrumpierten Stadtverwaltungen zu Ende des 19. 
Jahrhunderts. Wichtig sei eine wissenschaftliche Analyse: 
Wie wird verwaltet? Es müsse vermieden werden „in 
allgemeiner Form daher zu tönen“. Fruchtbar sei eine 
Zusammenarbeit zwischen Soziologie und politischer 
Wissenschaft. 

Aufgrund des Kontakts mit Prof. Carl J. Friedrich lud Marcic 
großzügigerweise das Executive Committee der IPSA zu einer 
Sitzung mit anschließender Tagung vom 15.-20. September 
1968 nach Salzburg ein. Die Teilnahmeliste führt 37 
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Personen, darunter eine Professorin aus der Türkei, von 18 
Ländern und vier Kontinenten an. Hinzu kamen einige 
österreichische Verfassungs- und Verwaltungsrechtler. Es 
gab ein damals übliches Rahmenprogramm mit einem Essen 
auf der Festung sowie einem von Land und Stadt 
gesponserten Empfang in den „Prunkräumen“ der Residenz. 
An sich war (vermutlich auch damals) es Usance bei der IPSA, 
die über keine großen Mittel verfügt, dass Kosten der 
Sitzungen jeweils von Institutionen der Gastländer 
übernommen werden. Marcic scheint wie auch in anderen 
Fällen über gute Kontakte zu Geldgebern verfügt zu haben, 
denen er die Wichtigkeit seiner Arbeit und Untersuchungen 
deutlich machen konnte. Hier lagen die Kosten bei ca. 
100.000 öS. Die Subventionsgeber waren 
Bundeswirtschaftskammer (BWK), Arbeiterkammer (AK), 
ÖGB und das zunächst ablehnende BMU (wobei das 
Bundeskanzleramt dann gebeten wurde, den Antrag beim 
BMU zu unterstützen). Das Thema der Tagung ging über 
Modernisierung politischer Systeme, Planung und 
unterschiedliche Perspektiven dazu aus westlichen, 
sozialistischen, Entwicklungs-Ländern und Österreich. 
Einige durchaus illustre Namen waren neben Carl J. Friedrich 
anwesend: Sam Finer (Vizepräsident), Hans Maier, Kurt 
Sontheimer, Ghita Ionescu, Giovanni Sartori, Jerzy Wiatr, Ali 
Mazrui, Sam Huntington ... 

Eine IPSA-Mitgliedschaft für die 1970 gegründete 
Österreichische Gesellschaft für Politikwissenschaft (ÖGPW) 
kam jedoch erst Ende der 1980er Jahre zustande, da eine 
zweite, bald weitgehend inaktive Organisation von 
hauptsächlich Wiener Öffentlichrechtlern unter Führung des 
damaligen Leiters des Verfassungsdienstes beim 
Bundeskanzleramt Sekt.-Chef Edwin Loebenstein (später 
Präsident des Verwaltungsgerichtshofes) die Mitgliedschaft 
bereits in den 1960er Jahren angemeldet hatte. Nach der 
IPSA-Satzung kann aber immer nur eine Organisation pro 
Land aufgenommen werden. 
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7.2. Institut für Publizistik 

Neben der Salzburger Politikwissenschaft bezeichnet auch 

das Salzburger Institut für Kommunikationswissenschaft 

(damals noch „Publizistik“ genannt) René Marcic als seinen 

Gründungsvater. Grundsätzlich war eine Verbreiterung der 

Sozialwissenschaften für Salzburg gewünscht. Von seinem 

früheren Beruf des Journalismus her war Marcic interessiert, 

dass ein Institut in die Richtung dieses Faches entsteht. Das 

„Institut für Zeitungswissenschaft“ der Universität Wien, 

1942 während des Krieges gegründet, war noch, wie sein 

Name sagt, auf diesen früheren Ansatz festgelegt und änderte 

Namen und Schwerpunkte erst Anfang der 1970er Jahre. In 

Salzburg wurde 1965 mit Lehrveranstaltungen aus 

„Zeitungswissenschaft und Kommunikationstheorie“ 

begonnen, wobei einige Lehrkräfte aus Wien kamen. Eine 

Professur wurde 1967 eingerichtet, bis zur Berufung 

übernahm Marcic die provisorische Leitung und war auch 

Vorsitzender der Berufungskommission. Von da an heißt es 

„Institut für Publizistik und Kommunikationstheorie“, das 

laut Homepage offiziell seine Tätigkeit im Jänner 1969 

begann. Es wurden diverse Schwerpunkte angeboten, bald 

wies es eine der höchsten Studierendenzahlen auf. 

 

7.3. Lehre von Marcic 

Marcic begann seine Lehre an der RW-Fakultät in Wien mit 

ca. drei Hörern. Von Anfang an wurde viel diskutiert. Wenn 

die Zeit vorbei war, wurde auf dem Weg vom Uni-

Hauptgebäude zum Essen im Hotel Regina weitergesprochen 

(der Student war eingeladen). Anschließend ging es zu Fuß 

zum Westbahnhof, immer noch diskutierend bis zur Abfahrt 



29 

 

nach Salzburg. Und das öfters. Kein Wunder, dass sich diese 

Lehre einprägte. 

Die Lehrveranstaltungen von Marcic in Salzburg waren gut 

besucht, wenn auch anspruchsvoll mit langen 

Literaturlisten, die es zu lesen galt. Die Noten waren nicht 

besonders streng, aber keine Inflation von „sehr gut“. 

Mündliche Prüfungen waren fair und erschöpften sich nicht 

im Frage-Antwort-Spiel, Diskussion war ihm wichtig. Er 

setzte allerdings die Themen. Im persönlichen Umgang war 

er ungewöhnlich korrekt und höflich, nicht verletzend, 

aufmerksam (konnte zuhören). Jemandem mit 

Prüfungsnervosität erzählte er von seinem eigenen 

„Schlottern“ vor dem Habilitationskolloquium, es lockerte die 

Situation auf. 

Der Vortrag wird als lebhaft beschrieben, „peripatetisch“, 

meistens in freier Rede. Marcic war ein Sprachästhet und 

legte Wert auf genauen Ausdruck. Immer wieder zitierte er 

bevorzugte Autoren (auch seitenlang) aus dem Gedächtnis, 

Aristoteles und Thomas von Aquin in der Originalsprache 

(altgriechisch, lateinisch). Dazu schrieb er wichtige Begriffe 

auch in Griechisch oder Latein an die Tafel, wenn er sie von 

dort ableitete. Die humanistische Bildung mit den 

„klassischen“ Sprachen war an sich nicht mehr so verbreitet. 

So konnte diese Demonstration „humanistischer“ Bildung 

auch etwas als Vorführung eines elitären Bildungskanons 

verstanden werden. Andererseits soll sein Vortrag so fesselnd 

gewesen sein, dass einige Leute sich überlegt hätten, 

Altgriechisch zu lernen, „um endlich voll zu verstehen, was 

Marcic sagt“. Es kamen sogar Studierende aus Wien, um ihn 

einmal zu hören.  
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Einen besonderen Stellenwert nahm in allen 

Veranstaltungen von Marcic in einem weiten Sinn das Thema 

„Demokratie“ ein, die „res publica“, die öffentliche Sache, wie 

er gerne im liberal-pluralistischen Sinne sagte. Die 

unbedingte Trennung der drei Staatsgewalten – Legislative, 

Exekutive und Judikative – war ihm heilig. In der Judikative 

sah er eine unverzichtbare Kontrollinstanz von Exekutive 

und Legislative. Medien hatten für ihn eine umfassende 

Wächter-, Kritik- und Kontrollfunktion. Dem Beruf des auf 

demokratischem Boden und geltendem Recht agierenden 

Richters maß er hohe Bedeutung bei. Marcic verkörperte – 

bildlich gesprochen – im positiven Sinne ein wandelndes 

(nicht nur österreichisches) Gesetzbuch mit allen möglichen 

relevanten Rechtsmaterien. Von Politikern (wie auch 

Journalisten) forderte er berufliches Ethos und moralische 

Integrität oder, Max Weber zitierend: „Leidenschaft, 

Augenmaß und Verantwortungsbewusstsein“.19 Hier traf er 

sich mit den Anliegen des normativ-ontologischen 

Paradigmas der Politikwissenschaft. 

 

7.4. Öffentliche Auftritte von Marcic 

Ein besonderes Echo riefen drei Veranstaltungen der jungen 

Universität mit Marcic hervor: seine Antrittsvorlesung am 20. 

November 1964 zu „Ernst Jüngers Rechtsentwurf zum 

Weltstaat“, wobei er sich weniger auf Ernst Jünger als 

vielmehr von ihm ausgehend zur Frage eines Weltstaates 

äußerte. Jünger äußerte später, er wäre selbst überrascht 

gewesen, was sich alles aus seiner Schrift entwickeln lasse. 

Chefredakteur Herbert Moritz (ein späterer SP-

 
19 Persönliche Mitteilung Prof. Heinz Pürer 
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Unterrichtsminister) des Demokratischen Volksblatts der 

Landes-SPÖ schrieb: „Ein großer Abend für die Universität“!  

Dann seine Antrittsrede als „Rektor magnificus“ am 29. 

Oktober 1966 für das Studienjahr 1966/67 zu „Der 

Staatsmann in der Demokratie“: Das Manuskript, mit 

Gliederung, Literatur, 110 Anmerkungen war vorher in einer 

Broschüre gedruckt und in den Salzburger Buchhandlungen 

im Schaufenster präsentiert.20 Marcic hielt seine Rede frei 

aus seinem (beeindruckenden) Gedächtnis. Die Aula war bis 

auf den letzten Platz besetzt. Die SN berichteten von einem 

„unkonventionell lebendigen Vortrag, flüssig beredt, 

Geistesgegenwart als Präsenz der Sache“ und endeten mit: 

„René Marcic – vere magnificus“. 

Schließlich am 1. Juni 1967 die Verleihung von drei 

philosophischen Ehrendoktoraten unter dem etwas 

prätentiösen Titel „Philosophie huldigt dem Recht“ an die 

Hauptvertreter der Wiener Rechtsschule Hans Kelsen, Adolf 

Julius Merkl, Alfred Verdross. Den Antrag hatte Marcic 

während seines Dekanats in der philosophischen Fakultät 

gestellt, obwohl drei Juristen ausgezeichnet werden sollten. 

In seiner Person und damaligen Funktion spiegelte sich aber 

diese Verschränkung der beiden Gebiete wider. Verdross (als 

Senior) sagte in der Dankesrede, dass es „für alle drei das 

erste philosophische Ehrendoktorat“ sei, was sie besonders 

freute. Auch könne „mit Freude und Stolz die 

rechtsphilosophische Entwicklung von Magnifizenz (= Marcic) 

von der wissenschaftlichen Wiege an beobachtet“ werden 

(Verdross und Merkl waren ja Gutachter bei seiner 

 
20 Marcic, René: Der Staatsmann in der Demokratie, Salzburg: Pustet 

(Salzburger Universitätsreden Heft 25) 1966 
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Habilitation). Die Veranstaltung wurde mit großem Pomp, 

Ornaten, Bundeskanzler und Ministern, österreichischen 

Rektoren und Delegationen aus dem Ausland gefeiert. 

Pinwinkler spricht von einer „katholischen Feierkultur“. 

Talare waren allerdings wenige Jahre später völlig verpönt. 

Leider konnte Kelsen nicht persönlich teilnehmen, da seine 

Frau Grete aufgrund ihres hohen Alters den Flug 

buchstäblich in letzter Minute absagen musste und er bei ihr 

bleiben wollte. Er wurde von seinem Freund Rudolf Aladár 

Métall, (Sektionschef ILO Genf; Assistent bei Kelsen) 

vertreten, der um ein Portrait des Abwesenden gebeten 

wurde. Métall zeichnete es zunächst um den Begriff 

Österreichisches Schicksal herum, der sich besonders auf 

Kelsen in vielfältiger Weise mit seiner mehrfachen Flucht ins 

Exil und endgültiger Anstellung erst im Alter von 64 Jahren 

in Berkeley, Cal. anwenden lasse. Dann verwies er auf gerade 

mal zwei Jahre zurückliegende antisemitische Krawalle an 

der damaligen Hochschule für Welthandel, die Kelsen 

veranlassten, eine Einladung zur 600-Jahr-Feier der 

Universität Wien zurückzulegen. Erst eine offizielle 

Regierungseinladung konnte ihn umstimmen. Métall schließt 

damit, dass dieses Ehrendoktorat in der Bischofsstadt 

Salzburg mit seiner Verbindung zum Naturrecht für den 

Agnostiker, Ideologiekritiker und Positivisten Kelsen doch 

einen versöhnlichen Aspekt eines österreichischen Schicksals 

aufweise.21 

 
21 Métall, Rudolf Aladár: Staat als Recht, in: Philosophie huldigt dem 

Recht (Redaktion: Wilhelm Schaup-Weinberg), Hans Kelsen – Adolf 
J. Merkl – Alfred Verdross Ehrendoktoren der Universität Salzburg, 

Erinnerungsband zum 1. Juni 1967, Wien: Europa-Verlag 1968, S. 
55-63 
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7.5. Leitbild der Universität 

Zur Erstellung eines Leitbildes der Universität setzte der 

Senat eine Kommission ein, der auch Marcic angehörte. Für 

das einstimmig verabschiedete Konzept war er schließlich 

federführend. Es beruhte auf einem großen Konsens der 

Beteiligten bis Anfang der 1970er Jahre. Der Schwerpunkt 

lag auf den Humaniora, es betonte die Humanrelevanz von 

Wissenschaft, Forschung und Lehre. Bemerkenswerterweise 

wurden 1965 auch die vom ORF organisierten Salzburger 

„Humanismus-Gespräche“ gegründet, die besonders in den 

Anfangsjahren eine Plattform für viele neue Themen rund um 

die Studenten- und Protestbewegung darstellten, im ersten 

Jahr z.B. mit Herbert Marcuse u.a. Auch wenn die 

Humanrelevanz ab 1972 als Leerformel bezeichnet wurde, so 

war es für den Anfang eine nützliche Konstruktion, auf der 

sich viele, die sich noch kaum kannten, in einer ganz jungen 

Institution einigen konnten. In Summe kommt Alexander 

Pinwinkler in seiner 2020 erschienenen Studie über die 

„Gründergeneration der Universität Salzburg“22, Wien zu dem 

Schluss, dass Marcic eine „Schlüsselfigur“ für die 

Universitätsgründung und einer ihrer „markantesten 

Repräsentanten“ gewesen sei. Er betont seine 

„herausragende Bedeutung“, seine Rolle als kreativer 

„Ideengeber“. 

 

 
22 Pinwinkler, Alexander: Die „Gründergeneration“ der Universität 

Salzburg. Biographien, Netzwerke, Berufungspolitik, 1960-1975, 
Wien: Böhlau 2020, S. 170, 187, 244; 188.  
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8. Politische Einstellung 

Marcic galt anfangs als „konservativ“ bis „rechtskonservativ“, 

wie aus seinen Bezugnahmen auf Martin Heidegger und Ernst 

Jünger ersichtlich ist. Zum letzten Mitglied des 

rechtskonservativen Dreigestirns der frühen BRD, Carl 

Schmitt, hielt er jedoch Distanz. Er empfand ihn als 

„dämonisch“, ein „wilder Strom“ stehe zwischen ihnen und 

lasse keine Überquerung zu. 

Als die Salzburger Katholischen Hochschulwochen (KHW) 

1965 Ex-Bundeskanzler Kurt Schuschnigg wieder zum 

Festvortrag eingeladen hatten, distanzierte sich nicht nur die 

Mehrheit der Theologischen Fakultät wie bei der ersten 

Einladung 1957 durch Fernbleiben, sondern diesmal 

zusätzlich auch Rektor, Senat und philosophische Fakultät, 

wie Marcic zufrieden mitteilte. Damit wäre den Einstellungen 

des „linken“ Teils der Bevölkerung einmal Rechnung getragen 

und eine „Feuerprobe“ unter „umgekehrten Vorzeichen wie 

die Wiener akademische Welt im Falle B“ [= Borodajkewycz, 

AS] bestanden worden“.23 

Auch war er offen für neue Fragestellungen. Gemeinsam mit 

Franz-Martin Schmölz, Erika Weinzierl und Erhard Mock 

wurde eine Studie „Zur Reform der österreichischen 

Innenpolitik, 1955-1965“, 1966/68 erstellt.24 – In 

„Verfassungsgerichtsbarkeit und Reine Rechtslehre“, 1966 

erörterte er Kelsens liebstes Projekt, die 

 
23 Brief 7.9.1965 Marcic an Kelsen, Kelsen-Archiv Wien 
24 Marcic, René/Erhard Mock/Franz-Martin Schmölz/Erika Weinzierl 

(Hg.): Zur Reform der österreichischen Innenpolitik 1955-65 – 
Dokumentation, Wien: Europa-Verlag 1968 – Bd. 1: 

Verfassungsleben (1966, 791 S.), Bd. 2: Der demokratische Prozess 
(1968, 1227 S.)   
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Verfassungsgerichtsbarkeit, aus der Sicht von dessen eigener 

Rechtslehre.25 – Angeregt von der Studentenbewegung mit 

manchen linkshegelianischen Konzepten, verfasste er eine 

der ersten Schriften nach 1945 über Hegels 

Rechtsphilosophie: „Hegel und das Rechtsdenken“, 1970.26 In 

den 1960er Jahren hatte sich Marcic demnach weg vom 

Rechtskonservativismus in Richtung moderatere und liberale 

Positionen des politischen Spektrums bewegt. Seine Loyalität 

zur ÖVP bzw. zu befreundeten ÖVP-Mitgliedern hielt er 

aufrecht, ohne Parteimitglied zu sein. 

 

8.1. Habilitationen 

Der Nachfolger von Marcic als Chefredakteur bei den SN, Karl 

Heinz Ritschel, ein Absolvent der Publizistik in Wien, reichte 

eine Habilitation zu „Diplomatie um Südtirol. Politische 

Hintergründe eines europäischen Versagens“, Stuttgart 1966 

ein, sein drittes Buch zum Thema Südtirol. Der Antrag 

lautete auf eine Venia „Politische Publizistik“. Marcic 

befürwortete das Ansuchen, diese Venia gehöre zur 

Politikwissenschaft. Abgesehen davon hatte er selbst doch 

auch von einer solchen Zeitungs-Position heraus einen 

Habilitations-Antrag gestellt. Zum Thema selbst sei er nicht 

kompetent. In einer Rezension in „Wort und Wahrheit“ 1967 

erklärte Felix Ermacora, dass es einige Lücken gäbe. 

Verhandlungen 1961 in Zürich und 1964 in Genf sowie die 

Staatenbeschwerde Österreichs vor der Europäischen 

Kommission für Menschenrechte beim Europarat wurden 

 
25 Marcic, René: Verfassungsgerichtsbarkeit und Reine Rechtslehre, 

Wien: Deuticke 1966 
26 Marcic, René: Hegel und das Rechtsdenken, Salzburg: Pustet 1970 
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nicht behandelt. Davon abgesehen sei das Verdienst des 

Autors bedeutsam: Er konnte Zugang zu Dokumenten 

erhalten, die selbst dem Experten Ermacora, der seit 1959 

ständiger Berater der Tiroler Landesregierung und der 

Bundesregierung in Südtirol-Angelegenheiten war, nicht 

zugänglich waren. Damit liege der Öffentlichkeit nicht nur ein 

aktuelles, fesselnd geschriebenes und politisch relevantes 

Werk, sondern auch eine wissenschaftlich anerkennenswerte 

Leistung vor.27 – Bemerkenswerterweise hatte Ritschel in 

diesen Jahren eine Kritik am und breite Diskussion über das 

Modell der österreichischen Proporzdemokratie angestoßen, 

bei der die Machtbefugnisse der Parteien und Institutionen 

eingeschränkt, die Partizipationsmöglichkeiten der 

Staatsbürger ausgeweitet werden sollten.28 Dies wäre wohl 

ein brisantes politikwissenschaftliches Thema gewesen. Es 

ist nicht bekannt, ob es zur Sprache kam. – Die vom 

(deutschsprachigen) Ausland erbetenen Gutachten der 

Fakultät zum Südtirol-Opus waren eher skeptisch. Zwei 

Politologen gutachteten, dass es keine Politikwissenschaft 

sei, sondern am ehesten der Zeitgeschichte (z.T. plus 

politischer Publizistik) zugeordnet werden könne. Drei 

Publizistik-Professoren äußerten ähnlich, dass es keine 

Publizistik sei, aber zur Zeitgeschichte passen könnte. Das 

Fach „Zeitgeschichte“ war jedoch gerade erst im Prozess der 

akademischen Institutionalisierung. Ritschel zog daraufhin 

seinen Antrag zurück. Die Auseinandersetzung führte zu 

jahrelanger kritischer Berichterstattung über die Universität 

von Seiten der SN.  

 
27 Ermacora, Felix: Rezension zu Karl Heinz Ritschel: Diplomatie um 

Südtirol …, in: Wort und Wahrheit (WuW) 22/1967, S. 226 f. sowie 

auf S. 400 Angaben zur Person des Rezensenten.  
28 Rathkolb, Oliver: Die paradoxe Republik, 20152 (Fn. 3), S. 249 
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Früh signalisierte Marcic seine Bereitschaft für 

Habilitationen aus dem sozialdemokratischen Bereich. Zwei 

Personen vom rechten Flügel der SPÖ zeigten Interesse: 

Günther Nenning reichte in Salzburg eine Habil-Schrift über: 

Carl Grünberg und die Anfänge des Austromarxismus ein.29 Er 

nannte sie vorsichtig einen „Versuch“ und blieb 

hauptsächlich auf beschreibender Ebene. Grünberg war 

Agrarhistoriker in Wien, für einige Zeit der einzige 

Kathedersozialist im deutschsprachigen Raum. Er gab in 

Wien die Zeitschrift „Archiv für die Geschichte des Sozialismus 

und der Arbeiterbewegung“ heraus, die er offen und ohne 

jeden Dogmatismus oder Lager- bzw. Schulenbildung leitete, 

z.B. auch mit kritischen Beiträgen über Säulenheilige der 

Sozialdemokratie wie Karl Kautsky (der es prompt zehn Jahre 

übelnahm). 1923 wurde er nach Frankfurt/M. berufen und 

gab die Zeitschrift dann von dort heraus. 1924 erhielt er das 

Direktorat des neu gegründeten, privat finanzierten „Instituts 

für Sozialforschung“. Nach einem Schlaganfall 1928 wurde 

1929 Max Horkheimer zum neuen Direktor ernannt, mit dem 

das Institut seinen Höhenflug der „Kritischen Theorie“ der 

„Frankfurter Schule“ begann. Nennings Arbeit gingen 

Archivstudien in Wien, Frankfurt/M., Amsterdam, Mailand 

und Moskau voraus, sie enthält einige interessante Aspekte. 

Marcic befürwortete den Antrag, wenn er auch für das Thema 

nicht kompetent sei. Der Antrag wurde jedoch von der 

Kommission aus Überlegungen, dass sich die beantragte 

Venia mit vorhandenem Lehrangebot überschneide, und zu 

 
29 Nenning, Günther: Carl Grünberg und die Anfänge des 

Austromarxismus. Versuch über sein Werk und sein Leben, Graz: 

Akademische Druck- und Verlagsanstalt 1965, 224 S. 
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geringen anderen wissenschaftlichen, wenn auch 

hervorragenden journalistischen Publikationen abgelehnt. 

Die zwei erfolglosen Habilitationen waren möglicherweise 

nicht gut vorbereitet. Der Misserfolg könnte auch daran 

gelegen haben, dass Marcic und einige um ihn davon 

ausgingen, dass die Grenzen zwischen den Disziplinen gemäß 

dem Reformkonzept flexibel gehandhabt werden können. Die 

auswärtigen Gutachter demonstrierten aber, dass in 

traditionellen Universitäten gerade neue, junge Disziplinen 

besonders auf ihre Grenzen und Abgrenzungen bedacht sein 

sollten, wenn sie sich einen Platz im Kreis der Fächer erringen 

wollen. Diese Abgrenzungsproblematik galt im Besonderen 

auch für Habilitationen, die ja den Nachweis für die 

Qualifikation zur Ausbildung im Fach darstellen. 

Der zweite Interessent war Norbert Leser. Er hielt im 

Studienjahr 1966/67 Lehrveranstaltungen zu „Marxismus 

und Kelsen“ sowie „Der marxistische Revisionismus“ ab. Eine 

Habilitation bei Marcic blieb in der Schwebe, das Scheitern 

des Nenning-Antrags ließ Leser am Erfolg eines eigenen 

Antrags zweifeln. Er zog es schließlich vor, sich in Graz bei 

Gustav E. Kafka (auch ein Mitglied der VdStrl), der eine 

Professur für Staatslehre und Verfassungsrecht innehatte 

und politikwissenschaftliche Fragestellungen verfolgte, zu 

habilitieren. Lesers Schrift ging über Theorie und Praxis des 

Austromarxismus – zwischen Reformismus und 

Bolschewismus gewissermaßen30. In der Arbeit wird das 

Verhältnis von Karl Renner und Otto Bauer sowie um 

revisionistische versus materialistische Theoreme des 

 
30 Leser, Norbert: Zwischen Reformismus und Bolschewismus: der 

Austromarxismus als Theorie und Praxis, Wien: Europaverlag 1968, 
600 S.  
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Marxismus thematisiert. Max Adler und sein Kantianismus 

sowie Kelsen und seine Rechtstheorie werden in diesem 

Zusammenhang behandelt. Das Fiasko des Februar 1934 für 

die SPÖ steht hinter manchen Überlegungen. Leser teilt den 

sozialistischen Fortschrittsoptimismus, obwohl seine Analyse 

eigentlich zu einem pessimistischen Ergebnis führt. Die 

Arbeit wurde innerhalb der Partei gelobt, Kreisky hatte ihm 

die Bildungsarbeit im 1972 gegründeten Renner-Institut 

angeboten. Leser lehnte jedoch ab, da er wissenschaftlich 

arbeiten wollte und wohl auch die wissenschaftliche 

Unabhängigkeit bevorzugte. Ab WS 1971/72 war er dann in 

Salzburg auf eine neue Professur für Politikwissenschaft an 

der RW-Fakultät berufen. Marcic hatte diese Stelle beantragt, 

ihre rasche Bewilligung und die Berufung Lesers erfolgte 

während der neuen SPÖ-Regierung durch Frau Minister 

Hertha Firnberg, die ihm gewogen war. 

 

8.2. Katholizismus 

Bezeichnend für Marcic war sein Katholizismus. Dieser war 

jedoch nicht österreichischer, sondern kroatischer Prägung 

aufgrund seines Besuches der Mittelschule auf Badija, 

Dalmatien und des Gymnasiums in Siroki Brijeg in der 

Herzegowina, beides getragen von Franziskanern. Es ist ein 

Katholizismus, der ähnlich dem polnischen mit einem 

Nationalismus verknüpft war aufgrund später 

Nationswerdung jenes Landes. Die Verwendung des 

Lateinischen war für ihn ein Zeichen der Übernationalität des 

Katholizismus. Der sonntägliche Kirchgang war für das 

Ehepaar René und Blanka Marcic üblich. Die Religiosität 

entsprach mehr früheren Jahrzehnten, das Gebet war ihm 

wichtig. Marcic hielt regelmäßig Kontakt zum Klerus und 
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Episkopat. Kardinal König kannte er noch von seiner Zeit als 

Hochschullehrer über Moraltheologie in Salzburg (1948-

1952; während dieser Zeit aber auch mit einem dreibändigen 

Werk über „Christus und die Religionen der Welt“ 1951), 

besuchte ihn später regelmäßig in Wien. Erzbischof Andreas 

Rohracher scheint Marcic, der ihm regelmäßig Sonderdrucke 

schickte, geschätzt zu haben. Ebenso hatte er Kontakt mit 

dem Erzbischof von Zagreb Franjo Šeper, der einige Zeit 

regelmäßig im Land Salzburg zur Kur kam, später 

Kurienkardinal für die Glaubenskongregation wurde. Bei 

Gründung des Katholischen Laienrates Österreich 1970 sei 

Marcic Mitglied geworden, möglicherweise nahm er aber 

wegen seines Sabbaticals an keiner Sitzung mehr teil. Das 

Konzil sagte ihm nicht so viel, er litt eher an 

Reformbemühungen wie Abschaffung der lateinischen 

Liturgiesprache, redete aber nicht darüber. Andererseits 

praktizierte er eine große Hilfsbereitschaft. Mehreren 

Studierenden, die ihn in Geldnöten ansprachen, gab er 

Beträge, kaum jemals sah er sie wieder. Seine Umgebung 

kritisierte es als Naivität, er behielt es bei.  

Norbert Leser schildert 1981 den Idealismus von Marcic, das 

Portrait endet mit einer Meditation über den Tod und den 

Worten „Ave, anima candida“ („Leb wohl, reine Seele“).31 Leser 

verfügte über eine gute Beobachtungsgabe. So lobend, heißt 

es, habe er sich jedoch über keine andere Person in seinem 

umfangreichen Werk geäußert, ihn immer wieder in seinen 

Lehrveranstaltungen erwähnt. 1980 hatte Leser die 

Politikwissenschaft Salzburg aber verlassen und war auf eine 

 
31 Leser, Norbert: Grenzgänger – Österreichische Geistesgeschichte in 

Totenbeschwörungen, Bd. 1, Wien: Böhlau 1981, darin Kapitel: René 
Marcic, 75-88, S. 80 
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Professur für Gesellschaftsphilosophie der Universität Wien 

gewechselt. – Wilhelm Hennis (Professur Freiburg i.B.; er 

hatte mehrmals in Salzburg gesprochen und zur Einrichtung 

der Politikwissenschaft beraten) schreibt in seinem 

Kondolenzbrief (1971/10), wie sehr ihn die Nachricht vom 

Tode Marcic' betroffen machte: „Ich habe Marcic nicht näher 

gekannt, aber doch immer großen Spaß an dieser 

bewunderungswürdigen Schaffenskraft und [Schaffens-

]freude gehabt – auch im Verbinden von Gegensätzen …“32 

 

8.3. Marcic und Politik 

Zu Marcic' Verständnis von Politik gehörte ebenso der direkte 

Kontakt mit Politikern. Er war Berater von LH Lechner in 

einer Diskussionsrunde mit Klecatsky u.a. Kontakt war nicht 

auf die ÖVP beschränkt. 1965 fragte er bei dem damaligen 

Außenminister Bruno Kreisky um Auskunft an über den 

Stellenwert von Koalitionsvereinbarungen aus juristischer 

Sicht für einen Vortrag in Karlsruhe. Sie wurde ihm „gerne“ 

und ausführlich erteilt, sie scheinen sich gekannt zu 

haben.33 Mit Josef Klaus war er befreundet, was ihn nicht 

abhielt, ihm – falls erforderlich – eine Kritik zu sagen. Nach 

Installierung der ÖVP-Alleinregierung nominierte 

Bundeskanzler (BK) Klaus Marcic für die neugeschaffene 

Kommission zur Reform der Grund- und Freiheitsrechte. 

Marcic war auch Mitglied der sogenannten 

„Philosophenrunde“ beim Bundeskanzler mit Leo Gabriel 

(Wien), Emerich Coreth SJ (Innsbruck), Erich Heintel (Wien), 

 
32 Universitäts-Archiv Salzburg, Karton René Marcic (Kondolenzen 

u.a.) 
33 Korrespondenz zwischen René Marcic und Bruno Kreisky vom 23.9. 

bis 3.12.1965, Kreisky-Archiv Wien 
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RA Günzl und einigen jungen Mitarbeitern des BKs. Bei der 

Frage der Besetzung des Justizministeriums hieß es, dass 

Marcic im Gespräch gewesen wäre. Er habe jedoch abgelehnt 

und auf seinen Freund Hans Klecatsky, Professor für 

öffentliches Recht in Innsbruck, verwiesen. Klecatsky 

jedenfalls wurde dann ernannt. Klecatsky soll noch 30-40 

Jahre später erwähnt haben, wie sehr er mit Marcic jederzeit 

ein Gespräch zu rechtstheoretischen Grundfragen führen 

konnte.  

Ein dunkler Punkt in der Vita von Marcic ist seine Zeit vor 

1945 in Kroatien, die Zeit des kroatischen faschistischen 

Staates Nezavisna Država Hrvatska (NDH) und der Ustascha 

unter Diktator Pavelić. Es wird kritisiert, dass er sich dazu 

nicht eingehender geäußert habe. Allgemein kann gesagt 

werden, dass bis in die 1960er Jahre breite Erörterungen 

dieser Art sehr selten waren. Sie begannen erst mühsam, 

etwa nach den Prozessen um Adolf Eichmann 1961 in 

Jerusalem34, um das KZ Auschwitz 1963-1968 in 

Frankfurt/M. und mit dem Beginn einer Erinnerungskultur 

ab den späten 1970er Jahren. Marcic gab knappe Angaben 

in seinen Lebensläufen. Sie waren auch auf die Narrative in 

Österreich abgestellt. Selten sprach er (nur) andeutende 

Worte wie 1968 bei einer Veranstaltung: „Die 

Schreckensbilder, die der Machtstaat, vollends der Gewalt- 

und Willkürstaat, in die Seele des Menschen brennt, verstellen 

die Sicht auf den Staat, der ein Staat des Rechtes ist – oder er 

ist überhaupt kein Staat“ – wobei hier nicht klar ist, inwieweit 

ein konkreter Gewaltstaat gemeint war. Sein 

 
34 Wassermann, Heinz P.: „Lang lebe Deutschland, lang lebe 

Argentinien, lang lebe Österreich“. Der Prozess gegen Adolf 

Eichmann: eine Analyse historischer Bewusstseinsbildung durch die 
Tagespresse, in: zeitgeschichte 1993, S. 249-259  
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leidenschaftliches Engagement für Demokratie und 

Grundrechte könnte als eine indirekte Reaktion auf diese 

frühe Erfahrung interpretiert werden. Andererseits: Nachdem 

nach 1945 die gespannte Situation zwischen dem titoistisch-

kommunistischen Jugoslawien und einzelnen Ustascha- 

sowie anderen (serbischen Tschetnik-) Exilgruppen noch 

lange andauerte, könnte dies dazu beigetragen haben, 

Vorsicht und möglichste Zurückhaltung zu üben (wie er 

gegenüber einem österreichischen Staatssekretär für Inneres 

bekräftigte). Nach seinen anderen Verhaltensweisen 

hinsichtlich offener Fragen ist es aber vorstellbar, dass er 

sich später vielleicht auch zu Fragen der kroatischen Politik 

während des 2. Weltkrieges einmal geäußert haben könnte. 

Ein weiterer dunkler Punkt im Leben von Marcic ist folgende 

Auseinandersetzung: 1949 hatte Peter de Mendelssohn die 

Publikation „Strahlungen“, das Kriegstagebuch von Ernst 

Jünger während seiner Stationierung in Paris35, in der 

Zeitschrift „Monat“ in einer an sich kritischen, aber ziemlich 

fairen Weise rezensiert36. Marcic, ein Verehrer Jüngers, hatte 

daraufhin in den SN in der Weihnachtsnummer(!) 1949 einen 

Verriss dieser Kritik unter dem Titel „Strahlungen und 

Gegenstrahlungen“ verfasst mit einem hässlichen 

antisemitischen Ausritt, dass die Kräfte, die zur Vernichtung 

von Juden führten, Leute wie Mendelssohn selbst 

heraufbeschworen hätten – also eine groteske Umkehr der 

Opfer zu Tätern.37 Auch sonst ist es keine sachliche 

 
35 Jünger, Ernst: Strahlungen (Tagebuch-Aufzeichnungen 1939-1948), 

Tübingen: Heliopolis-Verlag 1949, 648 S. (der Bestseller des Jahres) 
36 Mendelssohn, Peter de: Gegenstrahlungen. Ein Tagebuch zu Ernst 

Jüngers Tagebuch, in: Der Monat 2/1949 Nr. 14, S. 149-174 
37 Marcic, René: Strahlungen und Gegenstrahlungen, in: Salzburger 

Nachrichten (Weihnachtsbeilage) 24.12.1949, S. 22 
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Auseinandersetzung. Damals wurde es wenig beachtet, nur 

ganz gelegentlich tauchten Hinweise auf die Kontroverse auf. 

Fast 20 Jahre später hat Albert Massiczek einen Sammelband 

zu „Antisemitismus“, Wien 1968 herausgegeben. Darin 

enthalten ist ein Beitrag von Marcic mit dem Titel 

„Erkenntnisse, Bekenntnisse, Wege ins Freie“38, in dem er in 

einer sogenannten „Karwochen-Betrachtung“ (in Klausur, 

wie bei ihm üblich bei Manuskripten) mit Texten von Martin 

Buber Tag um Tag dieser Woche eine Selbsterforschung zum 

Antisemitismus unternimmt – und sich für seinen 

Weihnachtsbeilage-Ausspruch von 1949 gegenüber Peter de 

Mendelssohn in aller Form entschuldigt. 

Mitte der 2000er Jahre entbrannte eine Diskussion um eine 

Umbenennung des René-Marcic-Preises. Dieser Preis war 

1979 vom Land Salzburg auf Betreiben des Leiters des 

Landespressebüros Eberhard Zwink mit Unterstützung des 

damaligen LH Wilfried Haslauer sen. im Andenken an Marcic 

gestiftet worden. Er sollte jährlich „für überragende 

publizistische Leistungen im Land Salzburg oder von 

Salzburgerinnen und Salzburgern“ (Preisgeld 2012 ca. 

6.000 €) vergeben werden. 2007 hätte die SPÖ, die damals 

die Landeshauptfrau stellte, gerne eine Umbenennung 

zugunsten von Stefan Zweig gesehen, die „Grünen“ schlossen 

sich aber nicht an. Sie waren der Meinung, dass die in der 

österreichischen Antisemitismusforschung anerkannte 

Zeithistorikerin Prof. Erika Weinzierl diese Entschuldigung 

von Marcic (im Massiczek-Sammelband 1968) seinerzeit 1974 

 
38 Marcic, René: Erkenntnisse, Bekenntnisse, Wege ins Freie, in: 

Massiczek, Albert (Hg.): Antisemitismus. Die permanente 
Herausforderung, Wien: Europa-Verlag 1968, S. 25-64, S. 41 
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in ihrem eigenen Beitrag für seine Gedächtnisschrift 

anerkannt hat39. 

Weinzierl und Marcic kannten sich seit 1964, als sie in 

Salzburg begann „Kirchliche“ und dann „Österreichische 

Zeitgeschichte“ zu lehren. Sie hatte bereits 1963 in „Wort und 

Wahrheit“ einen grundsätzlichen Artikel über „Österreichs 

Katholiken und der Nationalsozialismus“ publiziert40, eine 

ihrer ersten Arbeiten zur Zeitgeschichte. Auslöser war der 

bahnbrechende Beitrag von Ernst-Wolfgang Böckenförde in 

der deutschen Zeitschrift „Hochland“ von 1960 über „Der 

deutsche Katholizismus im Jahre 1933“.41 Weinzierl und 

Marcic u.a. verfolgten ein gemeinsames Projekt der Analyse 

der österreichischen Demokratie und ihrer Defizite. Schon 

während seines Dekanats, dann auch des Rektorats hatte 

sich Marcic im BMU und am Schluss persönlich bei BK Klaus 

dafür eingesetzt, dass Weinzierl im Sinne des neuen Profils 

an die Fakultät kam, eine volle Professur für „Zeitgeschichte“ 

erhielt und zwar ohne, dass sie (als einzige Frau!) länger 

warten musste (wie es zunächst aussah). Sie konnte sich 

jedenfalls ein genaues Urteil über Marcic erlauben und nennt 

ihn einen „Vorkämpfer für die Grund- und Freiheitsrechte, 

 
39 Weinzierl, Erika: … Und nur deshalb, weil es Juden sind, in: 

Fischer, Michael/Raimund Jakob/Erhard Mock/Helmut Schreiner 
(Hg.): Dimensionen des Rechts. Gedächtnisschrift für René Marcic, 

Berlin: Duncker & Humblot 1974 (Bd. 2), 1179-1190, hier S. 1189  
40 Weinzierl, Erika: Österreichs Katholiken und der 

Nationalsozialismus, in: Wort und Wahrheit (WuW) 18/1963, 2. 
HBd. Erster Teil 1918-1933, S. 417-439 (H. 6/7); Zweiter Teil 1933-
1945, S. 493-525 (H. 8/9)  

41 Böckenförde, Ernst-Wolfgang: Der deutsche Katholizismus im Jahre 

1933. Eine kritische Betrachtung, in: Hochland 53/1960, S. 215-
239  
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der seit 1946 ohne Abstriche für die Unverjährbarkeit der 

Verbrechen wider die Menschheit … eingetreten ist“. 

Des Weiteren wurde 2008 eine Studie publiziert, in der 

unter Leitung von Prof. Michael Schmolke (Salzburg) 

untersucht wurde, ob Marcic in jenen Jahren vor oder nach 

1949 andere antisemitische Äußerungen (oder Handlungen) 

getätigt habe. Das Ergebnis war: es wurden keine gefunden.42 

 

9. Schluss 

Die Mitglieder der derzeitigen Abteilung für 

Politikwissenschaft, welche 2022 zu einem eigenen 

Fachbereich wird, sind sich bewusst, dass sie in direkter bzw. 

indirekter Nachfolge jenes ab 1965 von Marcic initiierten 

Instituts stehen, das erstmals an einer österreichischen 

Universität den Begriff „Politische Wissenschaft“ – bzw. ab 

WS 1971/72 „Politikwissenschaft“ – im Namen trug. Auch 

wenn sich das heutige Institut weniger mit philosophischen, 

politiktheoretischen und staatsrechtlichen Fragen als 

vielmehr mit statistischen Modellen und 

Computeralgorithmen beschäftigt, die Mitarbeiter aus aller 

Welt kommen, etwa dem größeren Europa, aus China, den 

USA oder Kanada, und die Institutssprache meist Englisch 

ist, steht Marcic zweifellos am Anfang dieser institutionellen 

Entwicklung. Dazu gehört auch, dass die Salzburger 

Politikwissenschaft, wie die so genannten Shanghai-

Rankings dokumentieren, mittlerweile zu den besten 

 
42 Schmolke, Michael: René Marcic …, 2008 (siehe Fn. 14), S. 154. Die 

Studie behandelt die ganze Auseinandersetzung um die Vorwürfe 

einer „Gaskammerphilosophie“ von Fritz Hausjell sowie andere 
damals bekannte Aspekte zum Leben von Marcic.  
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politikwissenschaftlichen Forschungseinrichtungen der Welt 

und zur absoluten Spitze in der EU zählt, was die messbare 

Forschungsleistung betrifft. René Marcic wird zu Recht als 

Gründer der österreichischen Politikwissenschaft, aber auch 

als maßgeblich für die Gründung und den Aufbau der 

Universität Salzburg in den frühen Jahren bezeichnet. Es 

fügte sich, dass eine der prägenden Persönlichkeiten des 

Instituts, Professor Herbert Dachs, im Jahr 2010 mit dem 

René-Marcic-Preis ausgezeichnet wurde, womit sich in 

gewisser Weise ein historischer Kreis geschlossen hat. 

 

 


